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2. Instanz
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3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Regensburg vom
18.10.2000 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Der am 1965 geborene KlÃ¤ger, selbststÃ¤ndiger Schreiner, stolperte am
19.07.1995 wÃ¤hrend seiner TÃ¤tigkeit auf einer Treppe und stÃ¼rzte, wobei er
sich laut Bericht des Dr.S. vom 21.07.1995 eine Sprunggelenksfraktur rechts zuzog.
Es liege eine Fraktur des Malleolus lateralis Fibula rechts, Fraktur Malleolus medialis
Tibia rechts vor.

Am 08.08.1995 berichtete der Chirurg Dr.G. , beim KlÃ¤ger liege ein Zustand nach
trimalleolÃ¤rer Sprunggelenksfraktur vor.

In einem Zwischenbericht vom 21.09.1995 fÃ¼hrte Dr.S. aus, es liege beim KlÃ¤ger
eine bimalleolÃ¤re Sprunggelenksfraktur rechts vor.
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Dr.G. fÃ¼hrte im Bericht vom 22.01.1996 aus, die RÃ¶ntgenaufnahmen vom
08.12.1995 zeigten einen Zustand nach knÃ¶chern konsolidierter trimalleolÃ¤rer
Fraktur in weitgehend funktionsgerechter Stellung. Es lÃ¤gen keine degenerativen
VerÃ¤nderungen, jedoch Mindermineralisierung des eingesehenen Knochenskeletts
vor. Ein Hinweis auf Sudeck bestehe nicht. Auch nach Metallentfernung liege nach
wie vor eine erhebliche Weichteilvermehrung sowie deutliche
FunktionseinschrÃ¤nkung der Flexion/Extension, Pronation/Supination vor. Der
Radiologe Dr.K. beurteilte ein MRT des rechten Sprunggelenks vom 02.04.1996
dahingehend, dass beginnend arthrotische VerÃ¤nderungen, posttraumatisch
bedingt, betont des InnenknÃ¶chels wie auch der ventralen Tibia-GelenkflÃ¤che mit
begleitendem Gelenkerguss, vor allem in den Rezessus dorsalis auslaufend,
vorlÃ¤gen. Die parossalen Weichteile seien unauffÃ¤llig. In einem Gutachten vom
31.07.1996 gelangte Privatdozent Dr.H. zu dem Ergebnis, an Unfallfolgen
bestÃ¼nden eine deutliche BewegungseinschrÃ¤nkung des rechten oberen und
unteren Sprunggelenks, belastungsabhÃ¤ngige Schwellungsneigung sowie auch
Weichteilvermehrung im Bereich des distalen Unterschenkels, des Sprunggelenks
und der angrenzenden FuÃ�wurzel sowie des MittelfuÃ�es, eine in Fehlstellung
verheilte InnenknÃ¶chelquerfraktur rechts, deutliche Arthrose des oberen
Sprunggelenks rechts, glaubhafte, belastungsabhÃ¤ngige Schmerzen beim Gehen
auf unebenem Boden bei lÃ¤ngerer Belastung, Treppeaufsteigen sowie
Bergauflaufen und eine WetterfÃ¼hligkeit. Nach Eintritt der ArbeitsfÃ¤higkeit werde
die MdE zunÃ¤chst bei 30 v.H. liegen. Dr.G. beschrieb im Bericht vom 05.11.1996
eine deutliche BeweglichkeitseinschrÃ¤nkung des rechten oberen Sprunggelenks
gegenÃ¼ber links, in geringerem Umfang auch des unteren Sprunggelenks rechts
gegenÃ¼ber links, deutlich zu Tage tretende Muskelminderung des rechten
Unterschenkels bei Weichteilmehrung des distalen Unterschenkelsprunggelenks
rechts gegenÃ¼ber links. Im Bericht vom 18.10.1996 fÃ¼hrte Privatdozent Dr.H.
aus, am 22.09.1996 sei es als Folge der Sprunggelenksfraktur zu einer arthrotischen
VerÃ¤nderung des oberen Sprunggelenks gekommen. Die Kernspinuntersuchung
und die RÃ¶ntgenaufnahmen hÃ¤tten vor allem im vorderen Gelenkabschnitt
arthrotische VerÃ¤nderungen sowie eine Stufenbildung an der GelenkflÃ¤che des
InnenknÃ¶chels gezeigt. Bei der Arthroskopie am 23.09.1996 seien durch die
posttraumatischen VerÃ¤nderungen und Gelenkverwachsungen nur die ventralen
Gelenkabschnitte einsehbar gewesen. Es hÃ¤tten sich hier die bereits
rÃ¶ntgenologisch erkennbaren arthrotischen VerÃ¤nderungen gefunden, ohne dass
ein Knorpel-Shaving erforderlich erschienen sei. Es sei zur besseren Ã�bersicht eine
partielle Synovektomie im vorderen Gelenkabschnitt durchgefÃ¼hrt worden. Er
fÃ¼gte den Operationsbericht vom 23.09.1996 bei.

Im Bericht vom 25.11.1996 nahm Dr.G. eine ArbeitsunfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers als
selbststÃ¤ndiger Schreiner Ã¼ber den 15.11.1996 Beklagte die Auffassung, die
zuletzt ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit als Schreiner kÃ¶nne der KlÃ¤ger auf Dauer nicht
mehr ausÃ¼ben. Am 22.01.1997 erstattete Privatdozent Dr.H. ein weiteres
Gutachten, in welchem er die unfallbedingte MdE mit 20 v.H. bemaÃ�. Der KlÃ¤ger
habe auch Ã¼ber zunehmende Schmerzen im Bereich des rechten Kniegelenks und
insbesondere des rechten HÃ¼ftgelenks durch die Fehlbelastung geklagt.
RÃ¶ntgenaufnahmen des Beckens hÃ¤tten eine beginnende Coxarthrose beidseits,
rechts geringfÃ¼gig stÃ¤rker ausgeprÃ¤gt als links mit Pfannendachsklerosierung
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und Randwulstungen ergeben. Auf Anfrage der Beklagten vom 13.06.1997 teilte
Privatdozent Dr.H. mit Schreiben vom 19.08.1997 mit, im Gutachten vom
31.07.1996 sei ein angegebener HÃ¼ftschaden festgestellt worden, der in der
Bewertung bereits berÃ¼cksichtigt sei. Im Gutachten vom 31.07.1996 hatte Dr.H.
darauf hingewiesen, dass beim KlÃ¤ger anamnestisch eine angeborene
HÃ¼ftgelenkserkrankung vorliege. Er wiederholte nochmals die im Gutachten
genannten Unfallfolgen. In einer Stellungnahme vom 18.09.1997 fÃ¼hrte der
Beratungsarzt der Beklagten Dr.E. aus, das Gutachten des Privatdozent Dr.H. sei
schlÃ¼ssig, er schlieÃ�e sich der MdE-EinschÃ¤tzung mit 20 v.H. auf Dauer an. Als
Unfallfolgen bestehe eine posttraumatische Arthrose des rechten FuÃ�gelenks mit
wesentlicher Funktionsbehinderung.

Mit Bescheid vom 05.11.1997 gewÃ¤hrte die Beklagte dem KlÃ¤ger Verletztenrente
in HÃ¶he von 20 v.H. der Vollrente ab 09.04.1997 bis auf weiteres.

Am 30.03.1998 stellte sich der KlÃ¤ger erneut dem Chirurgen Dr.G. vor und machte
geltend, er leide an zunehmender Schwellung des rechten oberen Sprunggelenks
sowie zunehmendem SpannungsgefÃ¼hl und Schmerzen. Beim KlÃ¤ger liege eine
deutliche Schwellung des oberen Sprunggelenks im distalen Drittel des
Unterschenkels, der FuÃ�wurzel MittelfuÃ� vor. Es bestÃ¼nden Schmerzen bei
Extension, Flexion-Pronation, Supination und Belastungsschmerzen.

Die Beklagte holte ein Gutachten des Dr.H. vom 23.10.1998 ein, der ausfÃ¼hrte, im
Vergleich zu den zuletzt erhobenen Befunddaten im Gutachten vom 22.01.1997
lasse sich eine deutliche Verbesserung der Befunde am rechten oberen und unteren
Sprunggelenk belegen. WÃ¤hrend seinerzeit die Hebebewegung aufgehoben
gewesen sei, sei sie jetzt nahezu normgerecht wiederhergestellt. Auch die
Senkbewegung im oberen Sprunggelenk sei nicht mehr nennenswert
beeintrÃ¤chtigt. Bei der RÃ¼ckfuÃ�- und VorfuÃ�funktion sei die Beweglichkeit
seitengleich. Dies belege auch die Fotodokumentation. Die seitengleiche
Sohlenbeschwielung spreche ebenso wie die fehlende MuskelverschmÃ¤chtigung
am Ober- und Unterschenkel rechts gegen den hier demonstrierten Mindergebrauch
des betroffenen Beins. Insbesondere bestehe Diskrepanz zwischen dem Umstand,
dass Paresen nicht vorlÃ¤gen, der Versicherte aber angegeben habe, den
VorfuÃ�stand rechts nicht vorfÃ¼hren zu kÃ¶nnen. Das im Untersuchungszimmer
vorgefÃ¼hrte Gangbild stehe in nicht erklÃ¤rbarem Zusammenhang mit
probandenunabhÃ¤ngigen Befunden. Die Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit sei mit
10 v.H. zu bemessen.

Nach erfolgter AnhÃ¶rung entzog die Beklagte mit Bescheid vom 18.11.1998 die
bisher gewÃ¤hrte Rente mit Ablauf des Monats November 1998, da in den
VerhÃ¤ltnissen, die beim Erlass des rentengewÃ¤hrenden Bescheides vorgelegen
hÃ¤tten, folgende wesentliche Ã�nderungen eingetreten seien: "Eine
BewegungseinschrÃ¤nkung im rechten unteren Sprunggelenk liegt nicht mehr vor.
Die Bewegung im rechten oberen Sprunggelenk hat sich deutlich gebessert". Die
MdE betrage jetzt 10 v.H.

Den dagegen eingelegten Widerspruch wies die Beklagte mit Widerspruchsbescheid
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vom 25.01.1999 zurÃ¼ck.

Dagegen wandte sich der KlÃ¤ger mit der Klage vom 15.02.1999 und machte
geltend, es liege nach wie vor eine BewegungseinschrÃ¤nkung im rechten unteren
Sprunggelenk vor. Die Bewegung im rechten oberen Sprunggelenk habe sich nicht
deutlich gebessert.

Das Sozialgericht zog einen Behandlungsbericht des Dr.G. vom 25.03.1999 bei, der
bescheinigte, dass seit 1998 eine wesentliche Verschlechterung mit chronisch
rezidivierendem Reizzustand, Belastungsarthritis eingetreten seien. Er legte einen
Arztbrief des Nervenarztes Dr.M. vom 28.01.1999 bei, der ausfÃ¼hrte, eine (der
angegebenen SensibilitÃ¤tsstÃ¶rung entsprechende) NervenschÃ¤digung habe er
bei der heutigen Untersuchung nicht nachweisen kÃ¶nnen.

Das SG holte ein Gutachten des MD R. vom 17.01.2000 ein, der ausfÃ¼hrte, das
jetzt hinkende Gangbild sei durch die Unfallfolgen nicht erklÃ¤rlich. Die
Sohlenbeschwielung sei seitengleich. Es bestehe jetzt noch eine EinschrÃ¤nkung
der Hebebewegung im oberen Sprunggelenk um 5 Grad gegenÃ¼ber links und der
Senkbewegung um 10 Grad gegenÃ¼ber links, ferner eine geringe
Umfangsvermehrung des rechten oberen Sprunggelenks, eine Verdickung des
Gewebes im Bereich des rechten Retinaculums hinter dem InnenknÃ¶chel und eine
reizlose Narbe Ã¼ber AuÃ�en- und InnenknÃ¶chel. Es sei eine wesentliche
Besserung eingetreten. Die Hebebewegung, die seinerzeit aufgehoben war, sei jetzt
fast wieder im Normbereich. Auch die Senkbewegung im oberen Sprunggelenk sei
nur noch mÃ¤Ã�iggradig beeintrÃ¤chtigt.

Weiter holte das SG gemÃ¤Ã� Â§ 109 SGG ein Gutachten des Arztes fÃ¼r innere
Medizin Dr.B. vom 08.02.1999 ein, der eine deutliche BewegungseinschrÃ¤nkung im
rechten oberen und unteren Sprunggelenk nach Sprunggelenksfrakturen im Juli
1995, mÃ¤Ã�ige Schwellneigung in der KnÃ¶chelregion rechts, geringfÃ¼gige
Muskelminderung der rechten unteren ExtremitÃ¤t und zunehmende Arthrose des
Sprunggelenks mit zeitweiligen ReizzustÃ¤nden nach bisherigem Verlauf und
anamnestischen Angaben feststellte. Er komme bei seiner Untersuchung auf
dieselben Unfallfolgen, die Privatdozent Dr.H. am 29.01.1997 festgestellt habe.
Nach allgemeiner Erfahrung, so auch in diesem Fall, sei bei Traumata in den
Gelenken und damals schon festgestellter beginnender Arthrose ca. 1Â½ Jahre nach
dem Unfall mit keiner weiteren Besserung mehr zu rechnen. In aller Regel nehme
die Gelenksarthrose und damit die BewegungseinschrÃ¤nkung zu. Dies zeige auch
die Tatsache, dass der Untersuchte nunmehr orthopÃ¤dische Schuhe trage. Auch
die in den letzten Jahren notwendigen Behandlungen von ReizzustÃ¤nden im
rechten Sprunggelenk sprÃ¤chen fÃ¼r eine fortschreitende Verschlechterung. Es
sei keine Besserung eingetreten. Auch ab 01.12.1998 sei von einer MdE von 20 v.H.
auszugehen.

Hierzu nahm der Beratungsarzt Dr.S. am 19.07.2000 Stellung und fÃ¼hrte aus, in
allen vorliegenden Gutachten sei von einer Besserung der Unfallfolgen auszugehen.
Die Beweglichkeit des oberen Sprunggelenks habe sich gebessert. Habe im
Bezugsgutachten noch eine UnmÃ¶glichkeit der FuÃ�hebung vorgelegen, so sei
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diese mittlerweile gebessert. Allenfalls kÃ¶nne von einer endgradigen
BewegungseinschrÃ¤nkung des rechten oberen Sprunggelenks ausgegangen
werden. Von zwei Gutachtern werde auch eine freie Beweglichkeit des unteren
Sprunggelenks ermittelt. Dr.B. beschreibe eine mittelgradige EinschrÃ¤nkung der
Pro- und Supination. FÃ¼r die Beurteilung der MdE wesentliche Kriterien kÃ¶nnten
aus dem von Dr.H. erhobenen RÃ¶ntgenbefund nicht herausgelesen werden. Eine
Verbreiterung der KnÃ¶chelgabel oder eine Sprengung der Bandverbindung, eine
sekundÃ¤re Verkantung des Sprungbeines lÃ¤gen nicht vor. Allenfalls liege eine
sekundÃ¤re Arthrose vor, wobei diese jedoch allenfalls als beginnend anzusehen
sei. Die Kriterien fÃ¼r einen KnÃ¶chelbruch mit sekundÃ¤rer Arthrose mit
wesentlicher FunktionsstÃ¶rung kÃ¶nnten im vorliegenden Fall nicht bestÃ¤tigt
werden. Somit sei es unter BerÃ¼cksichtigung des Bezugsgutachtens in der
Zwischenzeit zu einer Besserung gekommen und die MdE sei mit 10 v.H.
befundangemessen einzuschÃ¤tzen.

Mit Urteil vom 18.10.2000 wies das SG Regensburg die Klage ab. Es bezog sich vor
allem auf das Gutachten des Medizinaldirektor R â�¦

Dagegen richtet sich die Berufung des KlÃ¤gers, mit der er geltend macht, die
posttraumatische Arthrose habe sich im Laufe der Zeit verschlechtert. Er bezieht
sich insoweit auf das Gutachten des Dr.B â�¦ Auch der Befundbericht des Dr.G.
ergebe eine Verschlechterung in den Unfallfolgen.

Der Senat hat ein Gutachten des OrthopÃ¤den Dr.F. vom 06.04.2001 eingeholt, der
ausfÃ¼hrt, bei der FunktionsprÃ¼fung kÃ¶nne der rechte FuÃ� um 10 Grad weniger
als der linke gesenkt werden. Ansonsten sei kein Bewegungsverlust messbar.
Rechts gebe der KlÃ¤ger Bewegungsschmerzen an. Die Umfangsmessung erbringe
eine leichte Muskelminderung der rechten Wade und eine geringe Verdickung des
rechten Sprunggelenks. Im Bereich der Ã¼ber dem InnenknÃ¶chel laufenden Narbe
gebe der KlÃ¤ger SensibilitÃ¤tsstÃ¶rungen an. Radiologisch zeige sich eine
verbreiterte Gabel im rechten Sprunggelenk mit bereits deutlicheren degenerativen
VerÃ¤nderungen. Oberhalb der Syndesmose sei eine VerknÃ¶cherung entstanden,
die jedoch Schien- und Wadenbein nicht verbinde. GrundsÃ¤tzlich sei die Besserung
des Funktionsbefundes so stark ausgeprÃ¤gt, dass ein Anstieg der
ErwerbsfÃ¤higkeit um mehr als 5 v.H. dadurch bedingt werde. Das Problem liege im
Fall des KlÃ¤gers jedoch darin, dass bisher eine Sprunggelenksgabel-Sprengung
nicht festgestellt worden sei. Diese sei aber radiologisch eindeutig erkennbar.
Heutzutage seien Gabelsprengungen im Sprunggelenk relativ selten zu finden, da
die modernen Operationstechniken ein solch ungÃ¼nstiges Ergebnis im Regelfall
verhinderten. Betrachte man hierzu die RÃ¶ntgenaufnahmen aus 1995, so ergebe
sich, dass eine vÃ¶llig insuffiziente Osteosynthese durchgefÃ¼hrt worden sei. Die
gut zentrierte RÃ¶ntgenaufnahme des rechten Sprunggelenks vom 27.07.1995
ergebe ebenso wie die weiteren RÃ¶ntgenaufnahmen aus diesem Zeitraum, dass
primÃ¤r eine deutliche Verbreiterung der Sprunggelenksgabel bestanden habe. Es
habe offensichtlich die abgerissene InnenknÃ¶chelspitze nicht richtig reponiert und
fixiert werden kÃ¶nnen. Auf die Einbringung einer Stellschraube habe man vÃ¶llig
verzichtet, obwohl eine solche angesichts der Sprunggelenksgabelsprengung
dringend erforderlich gewesen wÃ¤re. Vielmehr habe man den Eindruck, dass einer
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der Kirschner-DrÃ¤hte im AuÃ�enknÃ¶chel sogar die Syndesmose weiter
aufgesprengt habe. Diese insuffiziente operative Versorgung des Sprunggelenks
erklÃ¤re das heutige Ergebnis zwanglos. Nach Schoenberger-Mehrtens-Valentin
betrage die MdE dann bis 10 %, wenn ein KnÃ¶chelbruch in guter Stellung unter
Erhaltung der KnÃ¶chelgabel verheilt sei. WÃ¤re die Sprunggelenksgabel des
KlÃ¤gers intakt, so wÃ¤re die MdE mit 10 v.H. korrekt angesetzt. Nachdem die
KnÃ¶chelgabel eindeutig verbreitert sei und bereits deutliche arthrotische
VerÃ¤nderung im Sprunggelenk abliefen, sei die MdE mit 10 v.H., unabhÃ¤ngig von
bisherigen EinschÃ¤tzungen zu niedrig angesetzt. Er schÃ¤tze die MdE mit 20 v.H.
ein. Eine MdE von 30 v.H. kÃ¶nne nur dann gesehen werden, wenn eine wesentliche
FunktionsstÃ¶rung mit der SekundÃ¤rarthrose verbunden wÃ¤re, was bislang nicht
der Fall sei. Trotz der Gabelsprengung sei der KlÃ¤ger offensichtlich in der Lage, die
Verletzungsfolgen gut zu kompensieren. Dies werde so lange mÃ¶glich sein, bis es
zu einer Abnahme der KnorpelflÃ¤che gekommen sein werde, die bislang nicht zu
verzeichnen sei. Der Sprunggelenkspalt sei noch erstaunlich gut weit. Die Arthrose
bestehe bislang nur in deutlichen knÃ¶chernen Ausziehungen, hauptsÃ¤chlich auf
der Seitaufnahme erkennbar. Nach alledem sei er der Auffassung, dass trotz der
eindeutig nachgewiesenen Besserung im funktionellen Befund dennoch eine MdE
von 20 v.H. nach den Ã¼blichen RentensÃ¤tzen der gesetzlichen Unfallversicherung
berechtigt sei.

Hierzu legte die Beklagte eine Stellungnahme des OrthopÃ¤den Dr.A. vom
06.08.2001 vor. Dieser gelangt nach Auswertung der RÃ¶ntgenaufnahmen zu dem
Ergebnis, die Sprunggelenksgabelsprengung rechts sei als Unfallfolge anzusehen.
Dr.F. habe bei seiner Begutachtung bei der FunktionsprÃ¼fung des rechten
Sprunggelenks nur noch eine BewegungseinschrÃ¤nkung von 10 Grad bei
FuÃ�senkung festgestellt. Das untere Sprunggelenk sei seitengleich frei gewesen.
Es habe sich keine Muskelminderung am Oberschenkel im Seitvergleich, am rechten
Unterschenkel eine Umfangsminderung von -1 cm gegenÃ¼ber links und am
rechten Sprunggelenk eine Umfangsvermehrung von +1 cm gegenÃ¼ber links
gefunden. Dr.F. komme mit Recht zu dem Ergebnis, dass so gut wie keine
FunktionsstÃ¶rung am rechten Sprunggelenk mehr vorliege. Nicht nachvollzogen
werden kÃ¶nne deshalb die Aussage, dass, wÃ¤re die Sprunggelenksgabel des
KlÃ¤gers intakt, die MdE mit 10 v.H. korrekt angesetzt wÃ¤re. Es mÃ¼sse seines
Erachtens vielmehr angenommen werden, dass die MdE in diesem Fall mit unter 10
v.H. einzuschÃ¤tzen wÃ¤re. Nachdem die KnÃ¶chelgabel eindeutig verbreitert sei
und arthrotische VerÃ¤nderungen im Sprunggelenk innenseitig vorlÃ¤gen, sei bei
nahezu freier Funktion des rechten Sprunggelenks seines Erachtens die MdE mit 10
v.H. nicht zu niedrig angesetzt. Nach Bereiter/Hahn/Schieke/Mehrtens Anhang 12
J030 sei ein KnÃ¶chelbruch in guter Stellung und Erhaltung der KnÃ¶chelgabel mit 0
bis 10 v.H. einzuschÃ¤tzen. Ein KnÃ¶chelbruch mit Verbreiterung der
KnÃ¶chelgabel oder Sprengung der Bandverbindung, sekundÃ¤rer Verkantung des
Sprungbeins oder sekundÃ¤rer Arthrose mit wesentlicher FunktionsstÃ¶rung sei mit
einer MdE von 30 v.H. einzuschÃ¤tzen. In vorliegendem Fall bestehe keine
wesentliche FunktionsstÃ¶rung und keine sekundÃ¤re Verkantung des Sprungbeins,
sodass seines Erachtens auch keine MdE mit 20 v.H. angenommen werden kÃ¶nne.
Dr.F. fÃ¼hre aus, dass eine wesentliche FunktionsstÃ¶rung mit einer
SekundÃ¤rarthrose bisher nicht vorhanden sei. Aus diesem Grund halte er, Dr.A. ,
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die EinschÃ¤tzung der Unfallfolgen mit einer MdE von 10 v.H. derzeit fÃ¼r
befundentsprechend. Der Senat hat daraufhin eine ergÃ¤nzende Stellungnahme des
Dr.F. eingeholt, der ausfÃ¼hrt, er habe die MdE unter BerÃ¼cksichtigung der
Standardliteratur vorgeschlagen. Danach sei eine MdE bis 10 v.H. bereits mÃ¶glich,
wenn ein KnÃ¶chelbruch in guter Stellung unter Erhalt der KnÃ¶chelgabel verheilt
sei. Sei jedoch die KnÃ¶chelgabel verbreitert oder die Bandverbindung gesprengt
oder eine sekundÃ¤re Verkantung des Sprungbeins oder eine sekundÃ¤re Arthrose
mit wesentlicher FunktionsstÃ¶rung eingetreten, werde die MdE mit 30 v.H.
angesetzt. Im Fall des KlÃ¤gers sei der Bewegungsverlust des rechten
Sprunggelenks erstaunlich gering und betrage nur 10 v.H. Es wÃ¼rden
Bewegungsschmerzen geÃ¤uÃ�ert. Die Umfangsmessung ergebe eine leichte
AbschwÃ¤chung der Muskulatur des rechten Unterschenkels. Etwas verdickt sei das
rechte Sprunggelenk ebenfalls um 1 cm. Es seien radiologisch-degenerative
VerÃ¤nderungen vor allem an der AuÃ�enknÃ¶chelspitze am Sprungbein sowie an
der vorderen und hinteren Schienbeinkante gesehen worden. Diese
VerschleiÃ�erscheinungen seien links nicht vorhanden. Er interpretiere die
Feststellungen von Schoenberger-Mehrtens-Valentin dahingehend, dass sehr wohl
morphologische StrukturverÃ¤nderungen die HÃ¶he der MdE nach abgelaufenen
Verletzungen des Sprunggelenks bestimmten, da ausdrÃ¼cklich die Verbreiterung
der KnÃ¶chelgabel die HÃ¶he der MdE bestimme, wobei ein wesentlicher
Funktionsverlust bereits mit einer MdE von 30 v.H. einzustufen wÃ¤re. Seines
Erachtens sei die Benennung der morphologischen Verletzungsfolgen nach
abgelaufenen SprunggelenkslÃ¤sionen auch realistisch, da eine gesprengte
Bandverbindung stÃ¤rkere permanente subjektive Beschwerden verursachen
mÃ¼sse. Das Sprunggelenk werde nicht mehr in der KnÃ¶chelgabel gefÃ¼hrt, sei
also in sich instabil, weshalb sich im Fall des KlÃ¤gers hier auch die sekundÃ¤ren
VerÃ¤nderungen hÃ¤tten entwickeln kÃ¶nnen. Er habe eine MdE von 30 v.H.
natÃ¼rlich nicht vorgeschlagen, da ein wesentlicher Funktionsverlust bislang nicht
eingetreten sei, sei aber jedoch auch nicht der Auffassung, dass der KlÃ¤ger
vergleichbar sei mit einem Verletzten, dessen KnÃ¶chelbruch in guter Stellung
unter Erhalt der KnÃ¶chelgabel verheilt sei, wofÃ¼r eine MdE von 0 bis 10 v.H.
angesetzt werden kÃ¶nne. Im Hinblick auf die arthrotischen VerÃ¤nderungen, die
Gabelsprengung und den leichten Funktionsverlust sei er der Meinung, dass
Unfallfolgen vorlÃ¤gen, die eine MdE in rentenberechtigendem Grade begrÃ¼nden
lieÃ�en. Seines Erachtens sei auch zu bedenken, dass im Gutachten des Dr.H. vom
24.10.1998 ebenfalls nur geringe BewegungsstÃ¶rungen im oberen Sprunggelenk
und eine geringe Umfangsvermehrung des Sprunggelenks hÃ¤tten festgestellt
werden kÃ¶nnen. Nicht gesehen worden sei auf Grund der rÃ¶ntgenologisch
festgestellten Unfallfolgen die eindeutige Gabelsprengung, deren Existenz ja seitens
der Beklagten auch unmissverstÃ¤ndlich eingerÃ¤umt werde. Wenn also schon
ohne die Feststellung der MdE-wirksamen Gabelsprengung von Dr.H. eine MdE von
10 v.H. angesetzt worden sei, vermÃ¶ge er nicht zu erkennen, warum jetzt bei
korrekter Definition der Unfallfolgen eine MdE von mehr als 10 v.H. nicht mehr
erreicht werden solle.

Die Beklagte vertrat dazu mit Schriftsatz vom 08.10.2001 die Auffassung, es
ergÃ¤ben sich aus der ergÃ¤nzenden Stellungnahme keine neuen wesentlichen
Erkenntnisse, die sie zu einer Ã�nderung der bislang vertretenen Auffassung
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bewegen kÃ¶nnten. Sie hielten weiterhin eine MdE von 10 v.H. fÃ¼r
befundangemessen, da keine wesentliche FunktionseinschrÃ¤nkung im rechten
Sprunggelenk vorliege. Die Minderung bzw. der Ausfall von KÃ¶rper- und
GliedmaÃ�funktionen sei fÃ¼r die HÃ¶he der MdE der entscheidende MaÃ�stab.

Der KlÃ¤ger beantragt, das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 18.10.2000
sowie den Bescheid der Beklagten vom 18.11.1998 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 25.01.1999 aufzuheben und die Beklagte zu
verurteilen, ihm wegen des Unfalls vom 19.07. 1995 Verletztenrente in HÃ¶he von
20 v.H. zu gewÃ¤hren (Schriftsatz vom 14.11.2000).

Die Beklagte beantragt, die Berufung des KlÃ¤gers zurÃ¼ckzuweisen.

Der Senat hat die Akten der Beklagten und des Sozialgerichts Regensburg
beigezogen. Zur ErgÃ¤nzung des Tatbestands wird auf den Akteninhalt verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung des KlÃ¤gers ist zulÃ¤ssig, sachlich jedoch nicht begrÃ¼ndet. Die
Entscheidung richtet sich noch nach den Vorschriften der RVO, da Rentenleistungen
vor dem 01.01.1997 erstmals festzusetzen waren (Â§ 214 Abs.3 SGB VII).

GemÃ¤Ã� Â§ 48 SGB X ist der Verwaltungsakt mit Wirkung fÃ¼r die Zukunft
aufzuheben, soweit in den tatsÃ¤chlichen oder rechtlichen VerhÃ¤ltnissen, die bei
seinem Erlass vorgelegen haben, eine wesentliche Ã�nderung eintritt.

Diese Voraussetzung ist vorliegend erfÃ¼llt. In den Folgen des Unfalls vom
19.07.1995, die zur GewÃ¤hrung einer Rente in HÃ¶he von 20 v.H. durch Bescheid
vom 05.11.1997 gefÃ¼hrt haben, ist eine so wesentliche Besserung eingetreten,
dass seit 01.12.1998 keine rentenberechtigende MdE mehr vorliegt. Dies ergibt sich
aus dem Gutachten des OrthopÃ¤den Dr.H. , das im Wege des Urkundenbeweises
verwertet werden kann (Meyer-Ladewig, SGG, 6. Auflage, Â§ 118, Anm.12b) aber
auch aus dem Gutachten des SachverstÃ¤ndigen Dr.F â�¦ Insbesondere hat sich die
Beweglichkeit am rechten oberen und unteren Sprunggelenk verbessert. Wie Dr.H.
ausfÃ¼hrt, ist die Hebebewegung im oberen und unteren Sprunggelenk jetzt
nahezu normgerecht wiederhergestellt, wÃ¤hrend sie im oberen Sprunggelenk bei
der Begutachtung durch Dr.H. im Januar 1997 noch aufgehoben war. Auch die
Senkbewegung im oberen Sprunggelenk ist nicht mehr nennenswert
beeintrÃ¤chtigt. Die Beweglichkeit des unteren Sprunggelenks ist zu der des linken
unteren Sprunggelenks seitengleich. Dr.H. betont, dass die seitengleiche
Sohlenbeschwielung ebenso wie die fehlende MuskelverschmÃ¤chtigung am Ober-
und Unterschenkel gegen den demonstrierten Mindergebrauch des betroffenen
rechten Beines spricht. Diese Beurteilung wird durch die Feststellungen des
SachverstÃ¤ndigen Dr.F. bestÃ¤tigt. Er weist darauf hin, dass die Beweglichkeit des
Sprunggelenks anlÃ¤sslich der Untersuchung durch Dr.H. bei FuÃ�hebung und
-senkung um je 20 Grad, bei den FuÃ�umwendungen um 50 % eingeschrÃ¤nkt war,
wÃ¤hrend inzwischen nur noch ein minimaler Bewegungsverlust im rechten
Sprunggelenk vorliegt. Das rechte Sprunggelenk war damals deutlich mehr verdickt
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als heute. Entsprechend gelangt Dr.F. zu dem Ergebnis, dass funktionell eine
wesentliche Besserung eingetreten ist, da so gut wie keine FunktionsstÃ¶rung mehr
im rechten Sprunggelenk vorliegt und sich die UmfangsverhÃ¤ltnisse optimiert
haben. Eine reduzierte FuÃ�sohlenbeschwielung rechts ist nicht mehr nachweisbar.
Diese Besserung des Funktionsbefundes ist so stark ausgeprÃ¤gt, dass dadurch ein
Anstieg der ErwerbsfÃ¤higkeit um mehr als 5 v.H. bedingt wird. Auch Dr.F. betont,
dass die MdE, abgesehen von der Sprunggelenksgabel, 10 v.H. betrÃ¤gt. Die von
beiden Gutachtern festgestellten Besserungsmerkmale decken sich auch mit den
von Dr.A. in der Stellungnahme vom 06.08.2001 beschriebenen. Auch dieser Arzt
schÃ¤tzt die verbliebene MdE mit nur noch 10 v.H. ein. Damit liegt eine wesentliche
Besserung vor, die die Entziehung der Rente rechtfertigt.

Die Besserung wird auch nicht dadurch aufgehoben, dass die unfallbedingte MdE im
Ã�brigen hÃ¶her einzustufen wÃ¤re.

Die Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit richtet sich nach dem Umfang der sich aus
der BeeintrÃ¤chtigung des kÃ¶rperlichen und geistigen LeistungsvermÃ¶gens
ergebenden verminderten ArbeitsmÃ¶glichkeiten auf dem Gesamtgebiet des
Erwerbslebens (vgl. BSG SozR 2200, Â§ 581, Nrn.22 und 28). Die Beurteilung, in
welchem Umfang die kÃ¶rperlichen und geistigen FÃ¤higkeiten des Verletzten
durch Unfallfolgen beeintrÃ¤chtigt sind, liegt in erster Linie auf Ã¤rztlich-
wissenschaftlichem Gebiet. Ã�rztliche MeinungsÃ¤uÃ�erungen hierzu haben keine
verbindliche Wirkung, sind aber eine wichtige und vielfach unentbehrliche
Grundlage fÃ¼r die SchÃ¤tzung der MdE, vor allem soweit sie sich darauf beziehen,
in welchem Umfang die kÃ¶rperlichen und geistigen FÃ¤higkeiten des Verletzten
durch Unfallfolgen beeintrÃ¤chtigt sind. Bei der Bewertung der MdE sind auch die
von der Rechtsprechung und dem versicherungsrechtlichen und
versicherungsmedizinischen Schrifttum herausgearbeiteten allgemeinen
ErfahrungssÃ¤tze zu beachten, die zwar nicht fÃ¼r die Entscheidung im Einzelfall
bindend sind, aber Grundlage fÃ¼r eine gleiche, gerechte Bewertung der MdE in
zahlreichen ParallelfÃ¤llen der tÃ¤glichen Praxis bilden (vgl. BSG SozR 2200, Â§
581, Nr.23). Zwar ist es richtig, wie Dr.F. ausfÃ¼hrt, dass nach den Anhaltspunkten
zur Bemessung der MdE in der gesetzlichen Unfallversicherung ein in guter Stellung
unter Erhaltung der KnÃ¶chelgabel ohne FunktionseinbuÃ�e verheilter
KnÃ¶chelbruch eine MdE von 0 bis 10 v.H. bedingt, dagegen fÃ¼r einen
KnÃ¶chelbruch mit Verbreiterung der KnÃ¶chelgabel oder Sprengung der
Bandverbindung, sekundÃ¤rer Verkantung des Sprungbeins oder sekundÃ¤rer
Arthrose mit wesentlicher FunktionsstÃ¶rung eine MdE in HÃ¶he von 20 bis 40 v.H.
veranschlagt wird (vgl. Mehrhoff-Muhr, Unfallbegutachtung, 10. Auflage, S.154),
doch sind, wie das BSG in der angefÃ¼hrten Entscheidung dargelegt hat, diese
ErfahrungssÃ¤tze im Einzelfall nicht bindend. Bei jeder Beurteilung sind vielmehr
die besonderen UmstÃ¤nde des Einzelfalles zu berÃ¼cksichtigen (vgl. Mollowitz,
Der Unfallmann, 11. Auflage, S.57). Die Rentenbegutachtung ist im Kern
Funktionsbegutachtung, d.h., maÃ�geblich ist die BeeintrÃ¤chtigung des
kÃ¶rperlichen und geistigen LeistungsvermÃ¶gens, wobei es auf die gegenwÃ¤rtige
kÃ¶rperliche EinbuÃ�e ankommt (vgl. Schoenberger-Mehrtens-Valentin,
Arbeitsunfall und Berufkrankheiten, 6. Auflage, S.152). MaÃ�stab fÃ¼r die
Bewertung der MdE bilden danach nicht etwa anatomische Defekte oder SchÃ¤den,
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sondern die FunktionsfÃ¤higkeit des verletzten KÃ¶rperteils (vgl. Mehrhoff/Muhr,
S.99). Unter BerÃ¼cksichtigung dieser MaÃ�stÃ¤be ist deshalb auch im Fall des
KlÃ¤gers auf die FunktionstÃ¼chtigkeit des vom Unfall verletzten Sprunggelenks
abzustellen und nicht auf den Umstand, dass es durch den Unfall auch zu einer
KnÃ¶chelgabelsprengung gekommen ist. Diese zieht zumindest gegenwÃ¤rtig noch
keine weiteren FunktionseinschrÃ¤nkungen im Sprunggelenk des KlÃ¤gers nach
sich. DiesbezÃ¼glich legt Dr.F. dar, dass die Gabelsprengung zwar radiologisch
eindeutig erkennbar ist, der Sprunggelenksspalt jedoch noch erstaunlich gut weit ist
und der Bewegungsverlust des rechten Sprunggelenks ebenso erstaunlich gering ist
und nur 10 Grad betrÃ¤gt. Das Vorhandensein der Gabelsprengung kann deshalb
bislang die unfallbedingte MdE, die schon von Dr.H. mit 10 v.H. bemessen wurde,
nicht weiter erhÃ¶hen. Zwar fÃ¼hrt Dr.F. in der ergÃ¤nzenden Stellungnahme aus,
dass die Benennung der morphologischen Verletzungenfolgen nach abgelaufenen
SprunggelenkslÃ¤sionen auch realistisch seien, da eine gesprengte Bandverbindung
stÃ¤rkere permanente Beschwerden verursachen mÃ¼sse, doch spricht gegen eine
schmerzbedingte Schonung des FuÃ�es die nur leichte AbschwÃ¤chung der
Muskulatur des rechten Unterschenkels und die seitengleiche Sohlenbeschwielung.
Es mag auch sein, dass eine Verschlechterung anzunehmen ist, wenn es zu einer
Abnahme der KnorpelflÃ¤che gekommen sein wird, wie Dr.F. befÃ¼rchtet, doch ist
diese auch nach seinen eigenen Feststellungen bislang nicht zu verzeichnen. Die
Berufung des KlÃ¤gers kann nach allem keinen Erfolg haben. Die
Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG. GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der
Revision liegen nicht vor (Â§ 160 Abs.2 Nr.1 und 2 SGG).

Erstellt am: 24.11.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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